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Berlin. Ab August 2013 hat jedes Kind
unter drei Jahren einen Anspruch auf
einen Kita-Platz. Aber statt beim Ausbau
der Plätze an einem Strang zu ziehen, strei-
ten Bund und Länder heftig. Seite 2

Bremen. Der Krankenhausverbund Geno
informiert intern über seinen „Zukunfts-
plan 2017“. Zwar seienEinsparungengebo-
ten, ein weiterer Personalabbau bei Ärzten
und Pflegern sei aber nicht geplant. Seite 7

Potsdam. Das Erdmagnetfeld kann sich
nicht nur abschwächen, sondern sogar
komplett umpolen. Geschehen ist dies zum
Beispiel vor 41000 Jahren. Seite 20
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Werder Bremen empfängt am Sonnabend
Borussia Mönchengladbach. Mit welchem
Ergebnis endet die Begegnung im Weser-
stadion? Stimmen Sie ab unter

www.weser-kurier.de/werder

Emden·Hannover (wk). Der angeschla-
gene ostfriesische Offshore-Zulieferer Siag
Nordseewerke hat Insolvenz angemeldet.
Betroffen davon sind rund 700 Mitarbeiter.
Ein Sprecher des niedersächsischen Wirt-
schaftsministeriums sagte, dass ungeachtet
des Insolvenzantrags ein für morgen anbe-
raumtes Krisengespräch in Hannover statt-
finden werde. „Es geht jetzt darum, in eine
geordnete Insolvenz zu gehen. Damit wird
sichergestellt, dass weiter gearbeitet wird
und Aufträge abgearbeitet werden kön-
nen.“ Der Betriebsratsvorsitzende des Tra-
ditionsunternehmens, Erwin Heinks,
zeigte sich sehr enttäuscht vom Verhalten
der niedersächsischen CDU/FDP-Landes-
regierung und von der NordLB, die keine
weiteren Kredite bewilligen wollte.
Wirtschaftsminister Jörg Bode (FDP)

führte gestern auch bei der EU-Kommis-
sion inBrüssel Gespräche, umweiteremög-
liche Szenarien auszuloten. Konkret will er
eine Bürgschaft für einen sogenannten
Massekredit im Insolvenzfall prüfen las-
sen. Derartige Beihilfen für Unternehmen
in Schwierigkeiten sind aus wettbewerbs-
rechtlichen Gründen mit hohen Auflagen
verknüpft. Die SiagNordseewerke aus Em-
den stellen Fundamente fürWindkraftanla-
gen her. Derzeit fehlen Aufträge, weil der
Boom der Offshore-Branche insgesamt ins
Stocken geraten ist, da es Schwierigkeiten
bei der Anbindung der Windparks ans
Netz an Land gibt. Bericht Seite 23
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Hamburg (wk).Die geplante Elbvertiefung
zwischen Hamburg und Cuxhaven ist vom
Bundesverwaltungsgericht vorerst ge-
stoppt worden. Die Leipziger Richter ga-
ben einem Eilantrag der Natur- und Um-
weltschutzvereinigungen NABU und
BUND gegen den Planfeststellungsbe-
schluss der Wasser- und Schifffahrtsdirek-
tion Nord statt. Das teilte das Gericht ges-
tern mit und verwies darauf, dies sei keine
Vorentscheidung für den Ausgang des
Hauptsacheverfahrens. Die Unter- und
Außenelbe sollen nach den Wünschen von
Wirtschaft und Politik für Containerschiffe
mit einemTiefgang von 14,5Metern ausge-
baggert werden.
Die Entscheidung zum Baustopp er-

reichte Hamburgs Bürgermeister Olaf
Scholz (SPD) undWirtschaftssenator Frank
Horch (parteilos) während einer Besuchs-
reise in Indien und sorgte dort für Aufse-
hen. „Ich hätte mir eine andere Entschei-
dung gewünscht, aber man muss das
Hauptverfahren jetzt abwarten“, sagte
Horch in Mumbai. Er sei von einem positi-
ven Ausgang des Hauptverfahrens über-
zeugt. „Ich bin aber weiter in der Gesamt-
heit optimistisch, dass wir trotz dieses Eil-
entscheids nicht zu langjährigen Verzöge-
rungen kommen.“
Vor wenigenWochen erst hatte das Bun-

desverwaltungsgericht mit einer Empfeh-
lung auch die geplante Vertiefung der We-
ser gestoppt. Auch hier hatte der BUNDge-
klagt. Die Außenweser soll von 14,5 auf
durchschnittlich 17,7 Meter vertieft wer-
den. Die Arbeiten hatten im vergangenen
Herbst beginnen sollen. Bericht Seite 15
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Bremen (rog). Der Protest aus der autono-
men Szene gegen „Wohnungsnot“ geht of-
fenbar weiter. Vertreter der Bremer Szene
kündigten gestern eine nicht angemeldete
Demo fürs Wochenende an. Polizei-Vize-
präsident Dirk Fasse beschrieb die Mehr-
zahl der Besetzer einer leer stehenden Spe-
dition in der Neustadt vom vergangenen
Freitag als „Gewalttäter“. Es sei nur dem
besonnenen Vorgehen der Polizei geschul-
det, dass bei den Auseinandersetzungen
niemand verletzt wurde. Bericht Seite 9
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Berlin. Bahnchef Rüdiger Grube
will die Planung für die Y-Trasse,
eine neue Bahnverbindung zwi-
schenBremen,HamburgundHanno-
ver, grundsätzlich überprüfen. „Die
Idee zur Y-Trasse ist entstanden, als
es noch die DDR gab. Heute haben
wir andere Möglichkeiten, und wir
müssen grundsätzlich über die
Y-Trasse nachdenken“ , sagte der
Bahn-Chef auf einer Veranstaltung in
der Bremer Landesvertretung in Berlin
über die Zukunft der deutschen Logis-
tikwirtschaft. Im ersten Quartal 2013
solle ein neuer Vorschlag vorgelegt
werden. Er favorisiere eine Ertüchti-
gung des bestehenden Streckennetzes
über Stendal, sagte Grube gegenüber
dieser Zeitung.
„Wir können damit leben“, sagte

BLG-ChefDettholdAden. Für denGü-
terverkehr wäre die Ertüchtigung be-
stehenderNebenstrecken einemögli-
che Lösung. Die bestehende Haupt-
strecke könnte dann vor allem für
den Personenverkehr genutzt wer-
den. Aden, auch Vorstandsmitglied
des Deutschen Verkehrsforums,
fürchtet allerdings, dass durch die
neue Fehmarn-Belt-Querung der
Personenverkehr so stark steigen
könnte, dass man einen Neubau
braucht. Deshalb sollten die Pla-
nungen für die Y-Trasse in jedem
Fall durchgeführt werden.
Eurogate-Chef Emanuel Schif-

fer hält es für sinnvoll, den Bau
einer neuen Trasse zu überprü-
fen. „Aber die Nord-Süd-Achse
zur Hinterlandanbindung der
Häfenmuss verbessert werden.“

„Die Bahn prüft Alternativen im
Auftrag des Bundesverkehrsminis-
ters“, sagte die Sprecherin desNieder-
sächsischen Verkehrsministeriums,
Anne Neumann. Entscheiden werde am
Ende Bundesverkehrsminister Peter Ram-
sauer, „undwir sind davon überzeugt, dass
jenseits aller Prüfungen die Y-Trasse die
Vorgabe einer effektiven Hafenhinterland-
anbindung wirtschaftlicher einlöst als alle
anderen Optionen“.
Die bessere Hafenhinterlandanbindung

steht für Bundesverkehrsminister Peter
Ramsauer ebenfalls ganz oben auf der Prio-
ritätenliste. Deshalb ist das Thema
Y-Trasse für ihn noch nicht erledigt. „Aber
wenn wir neu bauen, haben wir uns sofort
mit einer großen Zahl von Bürgerprotesten
zu befassen.“ Das gelte allerdings auch für
den Ausbau bestehender Strecken, sagte
derMinister.

Nichts gegen Alternativen
Holger Bruns, Sprecher des Bremer Wirt-
schaftsressorts, sieht die aktuellen Überle-
gungen gelassen: „Dass jetzt über eine Al-
ternative nachgedacht wird, bedeutet
nicht, dass Bremen auf der Verliererseite
steht.“ Wichtig sei, dass in die Überlegun-
gen die steigende Umschlagsentwicklung
der Häfen einbezogen werde. „Schon jetzt
laufen 50Prozent des von Bremerhaven aus-
gehendenUmschlags über die Eisenbahn“,
sagt Bruns. „Daher stößt das Streckennetz
schon heute an seine Grenzen.“
BeimWirtschaftsverbandWeser wird auf

die veränderten Voraussetzungen hinge-
wiesen: Vor 20 Jahren sollte die Y-Trasse
noch hauptsächlich für den Personenver-
kehr gebaut werden, mittlerweile steht je-
doch der Güterverkehr imVordergrund, er-
innerte Geschäftsführer Ralf Rüdiger Hein-
rich. „Die alte Planung ist damit für die heu-
tige Situation nichtmehr passend.“Wichtig
sei nur, dass ein Ausbau möglichst bald
starte. Spätestens 2020 seien die jetzigen
Transportkapazitäten nämlich erschöpft.
„Deshalb halten wir auch nicht zwangsläu-
fig an dem Konzept der Trasse fest“, sagt
Heinrich. „Solange die Zielsetzung bei der
Alternative vergleichbar ist, haben wir
nichts dagegen.“
Möglicherweise sei eine andere Planung

sogar vorteilhaft, weil sie eine schnellere
Umsetzung ermögliche, meinte Heinrich
weiter. „Ob die Strecke nun Y-Trasse heißt
oder weiter östlich verläuft, ist uns im
Grunde egal“, so der Geschäftsführer. „So-
lange schnell etwas passiert, haben wir
nichts gegen eine Alternative einzuwen-
den.“ Kommentar Seite 2
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Wie geht das Heimspiel aus?

Legendäre Kleidung aus Hollywoods Ge-
schichte, wie von Audrey Hepburn, zeigt
eine Ausstellung in London. Seite 6
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700 Mitarbeiter in Emden betroffen
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Berlin (nh). Erstmals seit Anfang März soll
es wieder ein Spitzentreffen der schwarz-
gelben Regierungskoalition geben. Für
den 4. November sei der Termin geplant,
verlautete gestern übereinstimmend aus
Koalitionskreisen in Berlin – ohne dass es
eine offizielle Bestätigung gab. Bei dem
Treffen sollen Lösungen zu den jüngsten
Streitthemen Betreuungsgeld, Praxisge-
bühr und Maßnahmen gegen Altersarmut
gefunden werden.
FDP-Fraktionschef Rainer Brüderle

zeigte sich gestern in Berlin zuversichtlich,
dass die Koalition Kompromisse finden
wird. „Wir werden alles vor Weihnachten
in die Tüte bringen“, sagte er. Ein Haupt-
streitpunkt bleibt jedoch der Umgang mit
den Milliardenüberschüssen der Kranken-
kassen. Die Liberalen fordern zur Entlas-
tung der Bürger eine Abschaffung der Pra-
xisgebühr. Die CSU hingegen favorisiert
eine Senkung der Krankenkassenbeiträge
zum 1. Januar 2013. In der CDU machen
aber jüngere Abgeordnete Front gegen
diese Forderung, sie wollen die überschüs-
sigen Gelder bei den Kassen belassen.
KanzlerinAngelaMerkel hatte kürzlich an-
gedeutet, der FDP entgegenkommen zu
wollen. Kommentar Seite 2

Berlin (wk). Die Bundestagswahl im kom-
menden Jahr scheint gegen juristische An-
fechtungen gesichert. Nach monatelan-
gemRingen um ein neuesWahlrecht einig-
ten sich alle Fraktionen außer der Linken
gestern in Berlin grundsätzlich auf ein Mo-
dell, bei dem sämtliche Überhangmandate
ausgeglichenwerden.DieCDU/CSU-Frak-
tion rechnet mit einer endgültigen Eini-
gung in der kommenden Woche. Für die
SPD sprach Fraktionsgeschäftsführer Tho-
mas Oppermann von einem großen Fort-
schritt: „Die Chancen sind jetzt gestiegen,
dass wir uns bis Weihnachten auf einen
konkreten Gesetzentwurf einigen.“
Die Reform war notwendig geworden,

weil das Bundesverfassungsgericht im Juli
zentrale Teile des von Union und FDP
durchgesetzten Wahlrechts für verfas-
sungswidrig erklärt hatte. Die Karlsruher
Richter monierten insbesondere die bishe-
rige Praxis bei den Überhangmandaten
und forderten bereits für die nächste Bun-
destagswahl eine Neuregelung.
Dass Überhangmandate jetzt durch zu-

sätzliche Sitze für die anderen Parteien aus-
geglichen werden sollen, dürfte jedoch
dazu führen, dass der nächste Bundestag
deutlich aufgebläht wird. Statt der aktuell
620 Abgeordneten könnten künftig mehr
als 670 gut bezahlte Volksvertreter dem

Parlament angehören, was bei der Links-
fraktion auf deutliche Kritik stößt. Deren
Rechtsexpertin Halina Wawzyniak mo-
nierte, das jetzt verabredete Modell hätte
bei allen Bundestagswahlen seit 1994 zu
einer teils erheblichen Vergrößerung des
Parlaments geführt. Das sei jedoch nicht ak-
zeptabel. „Ein größerer Bundestag bedeu-
tet nicht mehr Demokratie.“
Die Grünen, die eigentlich auch gegen

eine massive Parlamentsvergrößerung
sind, bezeichneten das Kompromissmodell
als tragbar. „Entscheidend ist: Nur der
Wähler entscheidetmit seiner Stimme über
die Kräfteverhältnisse im Bundestag“, er-
klärte der Parlamentarische Geschäftsfüh-
rer Volker Beck die Unterstützung seiner
Fraktion. Alternativmodelle, die ohne Ver-
größerung ausgekommen wären, hätten
nach seinen Worten andere Nachteile ge-
habt.
Überhangmandate entstehen,wenn eine

Partei in einem Bundesland mehr Direkt-
mandate erhält als ihr gemäß ihres Zweit-
stimmen-Anteils eigentlich an Sitzen zuste-
hen. Ohne Ausgleichsregelung wären
nach dem Karlsruher Urteil schon bei der
nächsten Bundestagswahl nur noch maxi-
mal 15 erlaubt. Bei derWahl 2009 gab es je-
doch 24Überhangmandate, die damals alle
an CDU und CSU gingen.
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Elbvertiefung
vorerst gestoppt

Politiker hoffen auf Hauptverfahren

Bahn stellt Y-Trasse infrage
DB-Chef kündigt Alternativvorschlag an / Wirtschaft und Politik reagieren gelassen

Koalitionsspitzen
planen Treffen

Strittige Themen sollen gelöst werden

Berlin (wk). 60 Minuten super gespielt,
dann 30 Minuten chaotisch: Nach dem 4:4
der deutschen Fußball-Nationalmann-
schaft im WM-Qualifikationsspiel gegen
Schweden – nach 4:0-Führung – gerät die
Defensive der DFB-Elf zunehmend in die
Diskussion. Ungewöhnlich deutliche
Worte richtete Oliver Bierhoff an Bundes-
trainer Joachim Löw. „Man darf nicht zur
Tagesordnung übergehen, man wird das
knallhart analysieren“, sagte der Teamma-
nager. Kommentar Seite 2·Berichte Seite 28

Einigung auf neues Wahlrecht
Nächster Bundestag hat voraussichtlich deutlich mehr Abgeordnete

GLÜCKSZAHLEN

Die Y-Trasse, das seit 20 Jahren ge-
plante Gleisdreieck zwischen Bre-
men, Hamburg und Hannover, steht
zur Disposition. Bahnchef Grube
denkt über Alternativen nach und
will Anfang nächsten Jahres einen
Vorschlag machen. Hannover ist da-
von nicht überzeugt.

Bierhoff-Kritik an
Bundestrainer Löw
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